
Satzung  

der  

Partners Group Listed Investments SICAV 

 

 

1. Name, Sitz und Zweck der Investmentgesellschaft 
Artikel 1 Name 
Zwischen den erschienen Parteien und allen, die Eigentümer von später ausgegebenen Aktien werden, wird eine 
Investmentgesellschaft in Form einer Aktiengesellschaft als „Société d’investissement à capital variable“, unter dem 
Namen Partners Group Listed Investments SICAV (die „Investmentgesellschaft“) gegründet. Die 
Investmentgesellschaft ist eine Umbrella-Konstruktion, die mehrere Teilfonds („Teilfonds“) umfassen kann. 
 
Artikel 2 Sitz 
Gesellschaftssitz ist Luxemburg-Stadt, Großherzogtum Luxemburg. 
Durch Beschluss des Verwaltungsrates der Investmentgesellschaft (der „Verwaltungsrat“) kann der Gesellschaftssitz an 
einen anderen Ort innerhalb der Gemeinde Luxemburg-Stadt verlegt werden. Die Investmentgesellschaft kann ferner 
Niederlassungen und Repräsentanzen an einem anderen Ort innerhalb des Großherzogtums Luxemburg sowie im 
Ausland gegründet oder eröffnet werden. 
Aufgrund eines bestehenden oder unmittelbar drohenden politischen, militärischen oder anderen Notfalls von höherer 
Gewalt außerhalb der Kontrolle, Verantwortlichkeit und Einflussmöglichkeit der Investmentgesellschaft, der die normale 
Geschäftsabwicklung am Gesellschaftssitz oder den reibungslosen Verkehr zwischen dem Gesellschaftssitz und dem 
Ausland beeinträchtigt, kann der Verwaltungsrat durch einen einfachen Beschluss den Gesellschaftssitz vorübergehend 
bis zur Wiederherstellung von normalen Verhältnissen ins Ausland verlegen. In diesem Falle wird die 
Investmentgesellschaft die Luxemburger Staatszugehörigkeit jedoch beibehalten. 
 
Artikel 3 Zweck 

1. Ausschließlicher Zweck der Investmentgesellschaft ist die Anlage in Wertpapieren und/ oder sonstigen zulässigen 
Vermögenswerten nach dem Grundsatz der Risikostreuung gemäß Teil I des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
über Organismen für gemeinsame Anlagen („Gesetz vom 17. Dezember 2010“) mit dem Ziel einer angemessenen 
Wertentwicklung zugunsten der Aktionäre durch Festlegung einer bestimmten Anlagepolitik zu erwirtschaften. 

2. Die Investmentgesellschaft kann unter Berücksichtigung der im Teil I des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 und 
im Gesetz vom 10. August 1915 über die Handelsgesellschaften (einschließlich nachfolgender Änderungen und 
Ergänzungen) („Gesetz vom 10. August 1915“) festgelegten Bestimmungen, alle Maßnahmen treffen, die ihrem 
Zweck dienen oder nützlich sind. 

 
Artikel 4 Allgemeine Anlagegrundsätze und -beschränkungen 
1. Im Rahmen der durch den Verwaltungsrat vorgegebenen Beschränkungen und unter Einhaltung der 

maßgebenden Gesetze und Vorschriften hat der Verwaltungsrat die Befugnis, die Anlagepolitik und -strategie der 
einzelnen Teilfonds nach dem Grundsatz der Risikoverteilung sowie das Handeln und die 
Geschäftsangelegenheiten der Investmentgesellschaft festzulegen.  

2. Im Rahmen dieser in Teil I des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 genannten Beschränkungen kann der 
Verwaltungsrat entscheiden, folgende Anlagen zu tätigen: 
a) Wertpapiere und Geldmarktinstrumente; 
b) Aktien oder Anteile von anderen OGA, einschließlich Aktien oder Anteile eines Master-Fonds, der als OGAW 

qualifiziert; 
c) Sichteinlagen oder kündbare Einlagen bei Kreditinstituten mit einer Laufzeit von maximal zwölf (12) Monaten; 
d) derivative Finanzinstrumente; und 
e) Aktien, die von einem oder mehreren Teilfonds der Investmentgesellschaft ausgegeben werden gemäß den 

Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Dezember 2010. 
3. Gemäß Anlagepolitik der Investmentgesellschaft kann möglicherweise die Zusammensetzung eines Index von 

Wertpapieren oder Schuldverschreibungen, der von der Luxemburger Aufsichtsbehörde anerkannt ist, 
nachgebildet werden. 

4. Die Investmentgesellschaft kann die oben genannten Vermögenswerte insbesondere an sämtlichen regulierten 
Märkten eines Staates in Europa, Mitglied- und Nicht-Mitgliedstaat der EU („Mitgliedstaat“), eines Staates in 
Amerika, Afrika, Asien, Australien oder Ozeanien erwerben. 

5. Die Investmentgesellschaft kann auch in Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente aus Neuemissionen 
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investieren, sofern die Emissionsbedingungen eine Verpflichtung zur Zulassung einer Notierung dieser 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente an einem geregelten Markt vorsehen und diese Zulassung innerhalb von 
einem Jahr ab Emission erfolgt. 

6. Gemäß dem Grundsatz der Risikoverteilung kann die Investmentgesellschaft bis zu 100% des Nettovermögens 
jedes Teilfonds in Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten anlegen, die von einem Mitgliedstaat, seinen 
lokalen Körperschaften, eines anderen Mitgliedstaates der OECD, Nicht-Mitgliedstaaten der OECD gemäß 
Prospekt (der „Prospekt“), oder von öffentlich-rechtlichen internationalen Institutionen, denen mindestens ein 
Mitgliedstaat angehört, begeben oder garantiert werden. Sollte die Investmentgesellschaft von oben 
beschriebener Möglichkeit Gebrauch machen, muss sie im Namen des jeweiligen Teilfonds Wertpapiere aus 
mindestens sechs verschiedenen Emissionen halten, wobei der Anteil an Wertpapieren einer Emission 30% des 
Gesamtvermögens des jeweiligen Teilfonds nicht überschreiten darf. 

7. Im besten Interesse der Investmentgesellschaft kann der Verwaltungsrat entscheiden, in der Art und Weise wie im 
Prospekt beschrieben, dass (i) das Vermögen der Investmentgesellschaft oder jedes Teilfonds der 
Investmentgesellschaft ganz oder teilweise auf segregierter Basis mit anderen Vermögenswerten, die vom 
Anleger gehalten werden, gemeinsam verwaltet wird, dazu gehören andere Organismen für gemeinsame 
Anlagen und/oder ihre Teilfonds; oder dass (ii) das Vermögen der Investmentgesellschaft oder jedes Teilfonds der 
Investmentgesellschaft ganz oder teilweise untereinander gemeinsam verwaltet wird, entweder auf segregierter 
Basis oder als sogenannte Pools. 

8. Die Anlagen jedes Teilfonds der Investmentgesellschaft können direkt oder indirekt über 100%ige 
Tochtergesellschaften getätigt werden, wie vom Verwaltungsrat von Zeit zu Zeit entschieden und im Prospekt 
beschrieben. Im Sinne dieser Satzung sind „Anlagen“ und „Vermögenswerte“ entweder direkt getätigte Anlagen 
und als wirtschaftliches Eigentum gehaltene Vermögenswerte oder durch genannte Tochtergesellschaften 
indirekt getätigte Anlagen und als wirtschaftliches Eigentum gehaltene Vermögenswerte. 

9. Die Investmentgesellschaft ist befugt, (i) Techniken und Instrumente im Zusammenhang mit Wertpapieren und 
Geldmarktinstrumenten anzuwenden, vorausgesetzt diese Techniken und Instrumente dienen der Absicherung, 
der effizienten Verwaltung des Portfolios oder der Anlagetätigkeit und (ii) Techniken und Instrumente 
anzuwenden, die Schutz gegen Währungsrisiken im Zusammenhang mit der Verwaltung ihrer Aktiva und Passiva 
bieten. 

 
II. Dauer, Verschmelzung und Liquidation der Investmentgesellschaft bzw. eines oder mehrerer Teilfonds 
 
Artikel 5 Dauer der Investmentgesellschaft 
Die Investmentgesellschaft ist für eine unbestimmte Dauer gegründet. 
 
Artikel 6 Die Verschmelzung der Investmentgesellschaft bzw. eines oder mehrerer Teilfonds 
1. 1.  Gemäß den im Gesetz vom 17. Dezember 2010 festgelegten Definitionen und Bedingungen kann jeder 

Teilfonds entweder als übertragender oder als übernehmender Teilfonds mit einem anderen Teilfonds der 

Investmentgesellschaft oder eines anderen OGAW auf grenzüberschreitender oder inländischer Basis 

verschmolzen werden. Auch die Investmentgesellschaft selbst kann entweder als übertragender oder als 

übernehmender OGAW Gegenstand einer grenzüberschreitenden oder inländischen Verschmelzung werden. 

2. Ferner kann ein Teilfonds als übernehmender Teilfonds auf grenzüberschreitender oder inländischer Basis mit 

einem anderen OGA (in Übereinstimmung mit den Anlagebeschränkungen gemäß Teil I des Gesetzes vom 17. 

Dezember 2010) oder einem seiner Teilfonds verschmolzen werden. 

3. Der Verwaltungsrat ist für die Entscheidung über die Verschmelzung zuständig, sofern diese nicht gemäß den 

Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 von den Aktionären genehmigt werden muss. In diesem 

Fall ist die Versammlung der Aktionäre dafür zuständig, durch einfache Mehrheit der anwesenden und 

vertretenen Aktionäre das Datum des Inkrafttretens der Verschmelzung zu genehmigen. Es gelten keine 

Anforderungen hinsichtlich des Quorums. Es ist lediglich die Genehmigung der Aktionäre der von der 

Verschmelzung betroffenen Teilfonds erforderlich. 

Verschmelzungen werden mindestens dreißig Tage im Voraus bekanntgegeben, damit die Aktionäre die 
Rücknahme oder den Umtausch ihrer Aktien beantragen können. 
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Artikel 7 Die Liquidation der Investmentgesellschaft bzw. eines oder mehrerer Teilfonds 
1.  Die Investmentgesellschaft kann durch Beschluss der Generalversammlung jederzeit liquidiert werden. Dieser 

Beschluss ist unter Einhaltung der für Satzungsänderungen vorgeschriebenen gesetzlichen Bestimmungen zu 
fassen. 
Sinkt jedoch das Vermögen der Investmentgesellschaft unter zwei Drittel des Mindestkapitals, ist der 
Verwaltungsrat der Investmentgesellschaft verpflichtet, eine Generalversammlung einzuberufen und dieser die 
Frage nach der Liquidation der Investmentgesellschaft zu unterbreiten. Die Liquidation wird mit einer einfachen 
Mehrheit der anwesenden bzw. vertretenden Aktien beschlossen. 
Sinkt das Vermögen der Investmentgesellschaft unter ein Viertel des Mindestkapitals, muss der Verwaltungsrat 
der Investmentgesellschaft ebenfalls eine Generalversammlung einberufen und dieser die Frage nach der 
Liquidation der Investmentgesellschaft unterbreiten. Die Liquidation wird in einem solchen Fall mit einer 
Mehrheit von 25% der in der Generalversammlung anwesenden bzw. vertretenden Aktien beschlossen. 
Die Einberufungen zu den vorgenannten Generalversammlungen erfolgen jeweils innerhalb von 40 Tagen nach 
Feststellung des Umstandes, dass das Vermögen der Investmentgesellschaft unter zwei Drittel bzw. unter ein 
Viertel des Mindestkapitals gesunken ist. 
Der Beschluss der Generalversammlung zur Liquidation der Investmentgesellschaft wird entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen veröffentlicht. 
Ein Teilfonds der Investmentgesellschaft kann durch Beschluss des Verwaltungsrates der Investmentgesellschaft 
liquidiert werden. Die Liquidation kann insbesondere in folgenden Fällen beschlossen werden: 
– sofern das Netto-Teilfondsvermögen an einem Bewertungstag unter einen Betrag gefallen ist, welcher 

als Mindestbetrag erscheint, um den Teilfonds in wirtschaftlich sinnvoller Weise zu verwalten. Die 
Investmentgesellschaft hat diesen Betrag mit 5 Mio. Euro festgesetzt. 

– sofern es wegen einer wesentlichen Änderung im wirtschaftlichen oder politischen Umfeld oder aus 
Ursachen wirtschaftlicher Rentabilität nicht als wirtschaftlich sinnvoll erscheint, den Teilfonds zu 
verwalten. 

2. Vorbehaltlich eines gegenteiligen Beschlusses des Verwaltungsrates wird die Investmentgesellschaft oder eines 
Teilfonds mit dem Datum der Beschlussfassung über die Liquidation bis zur Durchführung des 
Liquidationsbeschlusses keine Aktien der Investmentgesellschaft oder eines Teilfonds mehr ausgeben, 
zurücknehmen oder umtauschen. 

3. Nettoliquidationserlöse, deren Auszahlung nicht bis zum Abschluss des Liquidationsverfahrens von Aktionären 
geltend gemacht wurden, werden von der Depotbank der Investmentgesellschaft (die „Depotbank“) nach 
Abschluss des Liquidationsverfahrens für Rechnung der berechtigten Aktionäre bei der Caisse des Consignations 
im Großherzogtum Luxemburg hinterlegt, bei der diese Beträge verfallen, wenn sie nicht innerhalb der 
gesetzlichen Frist geltend gemacht werden. 

 
III.  Die Teilfonds und Dauer eines oder mehrerer Teilfonds 
Artikel 8 Die Teilfonds 
1. Die Investmentgesellschaft besteht aus einem oder mehreren Teilfonds. Der Verwaltungsrat kann jederzeit 

beschließen, weitere Teilfonds aufzulegen. In diesem Fall wird der Prospekt entsprechend angepasst. 
2. Jeder Teilfonds gilt im Verhältnis der Aktionäre untereinander als eigenständiges Vermögen. Die Rechte und 

Pflichten der Aktionäre eines Teilfonds sind von denen der Aktionäre der anderen Teilfonds getrennt. Gegenüber 
Dritten haften die Vermögenswerte der einzelnen Teilfonds lediglich für Verbindlichkeiten, die von den 
betreffenden Teilfonds eingegangen werden. 

 
Artikel 9 Dauer der einzelnen Teilfonds 
Die Teilfonds können auf bestimmte oder unbestimmte Zeit errichtet werden. Die Dauer eines Teilfonds ergibt sich für 
den jeweiligen Teilfonds aus dem betreffenden Anhang zum Prospekt. 
 
IV.  Gesellschaftskapital und Aktien 
Artikel 10 Gesellschaftskapital 
Das Gesellschaftskapital der Investmentgesellschaft entspricht zu jedem Zeitpunkt der Summe der Netto-
Teilfondsvermögen aller Teilfonds der Investmentgesellschaft („Netto-Gesellschaftsvermögen“) gemäß Artikel 12 Nr. 4 
dieser Satzung und wird durch vollständig einbezahlte Aktien ohne Nennwert repräsentiert. 
Das Anfangskapital der Investmentgesellschaft beträgt bei Gründung 31.000,- Euro dem 310 Aktien ohne Nennwert 
gegenüberstanden. 
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Das Mindestkapital der Investmentgesellschaft entspricht gemäß Artikel 27(1) des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
dem Gegenwert von 1.250.000 Euro und muss innerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten nach Zulassung der 
Investmentgesellschaft durch die Luxemburger Aufsichtsbehörde erreicht werden. Hierfür ist auf das Netto-
Gesellschaftsvermögen abzustellen. 
 
Artikel 11 Aktien 
1. Aktien sind Aktien an dem jeweiligen Teilfonds. Sie werden ausschließlich in Form von Namensaktien 

ausgegeben. Die Aktien werden von der Register- und Transferstelle (die „Register- und Transferstelle“) in das für 
die Investmentgesellschaft geführte Aktienregister eingetragen. In diesem Zusammenhang werden den 
Aktionären Bestätigungen betreffend die Eintragung in das Aktienregister an die im Aktienregister angegebene 
Adresse zugesandt. Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stücke besteht nicht.. 

2. Zum Zwecke der problemlosen Übertragbarkeit wird die Girosammelverwahrfähigkeit der Aktien beantragt. 
3. Sämtliche Mitteilungen und Ankündigungen der Investmentgesellschaft an die Aktionäre können an die Anschrift 

gesandt werden, die in das Aktienregister eingetragen wurde. Falls ein Aktionär eine solche Anschrift nicht 
mitteilt, kann der Verwaltungsrat beschließen, dass eine entsprechende Notiz in das Aktienregister eingetragen 
wird. In diesem Falle wird der Aktionär solange behandelt als befände sich seine Anschrift am Sitz der 
Investmentgesellschaft bis der Aktionär der Investmentgesellschaft eine andere Anschrift mitteilt. Der Aktionär 
kann zu jeder Zeit seine in dem Aktienregister eingetragene Anschrift, durch schriftliche Mitteilung an die 
Register- und Transferstelle an deren Gesellschaftssitz oder an eine vom Verwaltungsrat bestimmte Anschrift 
korrigieren. 

4. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit eine unbegrenzte Anzahl voll einbezahlter Aktien auszugeben, ohne 
den bestehenden Aktionären ein Vorrecht zur Zeichnung neu auszugebender Aktien einzuräumen. 

5.  Die Investmentgesellschaft kann jederzeit in eigenem Ermessen und ohne Angabe von Gründen einen 

Zeichnungsantrag ablehnen oder die Ausgabe von Aktien vorübergehend einschränken oder aussetzen oder die 

Ausgabe von Aktien dauerhaft beenden oder einseitig den Rückkauf von Aktien gegen Zahlung des 

Rücknahmepreises beschließen, wenn sie davon ausgeht, dass dies im Interesse der Aktionäre ist, zum Schutz der 

Gesellschaft, zum Schutz des betreffenden Teilfonds oder zum Schutz der Aktionäre. In diesem Fall zahlt die 

Register- und Transferstelle oder die Depotbank auf Anweisung der Register- und Transferstelle oder der 

Investmentgesellschaft umgehend alle Zahlungen zurück, die sie für Zeichnungsaufträge erhalten hat, die noch 

nicht ausgeführt wurden.  

6. Alle Aktien an einem Teilfonds haben grundsätzlich die gleichen Rechte, es sei denn der Verwaltungsrat 
beschließt, gemäß der nachfolgenden Ziffer dieses Artikels, innerhalb eines Teilfonds verschiedene Aktienklassen 
auszugeben. 

7. Der Verwaltungsrat kann beschließen, innerhalb eines Teilfonds von Zeit zu Zeit zwei oder mehrere Aktienklassen 
vorzusehen. Die Aktienklassen können sich in ihren Merkmalen und Rechten nach der Art der Verwendung ihrer 
Erträge, nach der Gebührenstruktur oder anderen spezifischen Merkmalen und Rechten unterscheiden. Alle 
Aktien sind vom Tage ihrer Ausgabe an in gleicher Weise an Erträgen, Kursgewinnen und am Liquidationserlös 
ihrer jeweiligen Aktienklasse beteiligt. Sofern für die jeweiligen Teilfonds Aktienklassen gebildet werden, findet 
dies unter Angabe der spezifischen Merkmale oder Rechte im entsprechenden Anhang zum Prospekt Erwähnung. 

 
Artikel 12 Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie 
1. Das Netto-Gesellschaftsvermögen der Investmentgesellschaft lautet auf Euro (EUR) („Referenzwährung“). 
2. Der Wert einer Aktie („Nettoinventarwert pro Aktie“) lautet auf die im jeweiligen Anhang zum Prospekt 

angegebene Währung („Teilfondswährung“), sofern nicht für etwaige weitere Aktienklassen im jeweiligen 
Anhang zum Prospekt eine von der Teilfondswährung abweichende Währung angegeben ist 
(„Aktienklassenwährung“). 

3. Der Nettoinventarwert pro Aktie wird von der Investmentgesellschaft oder einem von ihr Beauftragten an jedem 
Bankarbeitstag in Luxemburg mit Ausnahme des 24. und 31. Dezember eines jeden Jahres („Bewertungstag“) 
berechnet. Der Verwaltungsrat kann für einzelne Teilfonds eine abweichende Regelung treffen, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass der Netto-Inventarwert pro Aktie mindestens zweimal im Monat zu berechnen ist. 

4. Zur Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie wird der Wert der zu dem jeweiligen Teilfonds gehörenden 
Vermögenswerte abzüglich der Verbindlichkeiten des jeweiligen Teilfonds („Netto-Teilfondsvermögen“) an 
jedem im jeweiligen Anhang angegebenen Tag („Bewertungstag“) ermittelt und durch die Anzahl der am 
Bewertungstag im Umlauf befindlichen Aktien des jeweiligen Teilfonds geteilt. Die Verwaltungsgesellschaft kann 
jedoch beschließen, den Aktienwert am 24. und 31. Dezember eines Jahres zu ermitteln, ohne dass es sich bei 
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diesen Wertermittlungen um Berechnungen des Aktienwertes an einem Bewertungstag im Sinne des 
vorstehenden Satz 1 dieser Ziffer 4 handelt. Folglich können die Aktionäre keine Ausgabe, Rücknahme und/oder 
Umtausch von Aktien auf Grundlage eines am 24. Dezember und/oder 31. Dezember eines Jahres ermittelten 
Nettoinventarwertes pro Aktie verlangen. 

5. Soweit in Jahres- und Halbjahresberichten sowie sonstigen Finanzstatistiken aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
oder gemäß den Regelungen dieser Satzung Auskunft über die Situation des Netto-Gesellschaftsvermögens 
gegeben werden muss, werden die Vermögenswerte des jeweiligen Teilfonds in die Referenzwährung 
umgerechnet. Das jeweilige Netto-Teilfondsvermögen wird nach folgenden Grundsätzen berechnet: 
a) Wertpapiere, die an einer Wertpapierbörse amtlich notiert sind, werden zum letzten verfügbaren Kurs 

bewertet. Wird ein Wertpapier an mehreren Wertpapierbörsen amtlich notiert, ist der zuletzt verfügbare 
Kurs jener Börse maßgebend, die der Hauptmarkt für dieses Wertpapier ist. 

b) Wertpapiere, die nicht an einer Wertpapierbörse amtlich notiert sind, die aber an einem geregelten 
Markt gehandelt werden, werden zu einem Kurs bewertet, der nicht geringer als der Geldkurs und nicht 
höher als der Briefkurs zur Zeit der Bewertung sein darf und den die Investmentgesellschaft nach Treu 
und Glauben für den bestmöglichen Kurs hält, zu dem die Wertpapiere verkauft werden können. 

c) OTC-Derivate werden auf einer von der Investmentgesellschaft festzulegenden und überprüfbaren 
Bewertung auf Tagesbasis bewertet, wie ihn die Investmentgesellschaft nach Treu und Glauben und nach 
allgemein anerkannten, von Wirtschaftsprüfern nachprüfbaren Bewertungsmodellen auf der Grundlage 
des wahrscheinlich erreichbaren Verkaufswertes festlegt. 

d) OGAW bzw. OGA werden zum letzten festgestellten und erhältlichen Rücknahmepreis bewertet. Falls 
für Anteile bzw. Aktien dieser OGAW oder OGA Investmentanteile die Rücknahme ausgesetzt ist oder 
keine Rücknahmepreise festgelegt werden, werden diese Anteile bzw. Aktien ebenso wie alle anderen 
Vermögenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu 
und Glauben und allgemein anerkannten, von Wirtschaftsprüfern nachprüfbaren, Bewertungsregeln 
festlegt. 

e) Falls die jeweiligen Kurse nicht marktgerecht sind und falls für andere als die unter Buchstabe a) und b) 
genannten Wertpapiere keine Kurse festgelegt wurden, werden diese Wertpapiere, ebenso wie die 
sonstigen gesetzlich zulässigen Vermögenswerte zum jeweiligen Verkehrswert bewertet, wie ihn die 
Investmentgesellschaft nach Treu und Glauben auf der Grundlage des wahrscheinlich erreichbaren 
Verkaufswertes festlegt. 

f) Die flüssigen Mittel werden zu deren Nennwert zuzüglich Zinsen bewertet. 
g) Der Marktwert von Wertpapieren und anderen Anlagen, die auf eine andere Währung als die jeweilige 

Teilfondswährung lauten, wird zum letzten Devisenmittelkurs in die entsprechende Teilfondswährung 
umgerechnet. Gewinne und Verluste aus Devisentransaktionen, werden jeweils hinzugerechnet oder 
abgesetzt. 

Das jeweilige Netto-Teilfondsvermögen wird um die Ausschüttungen reduziert, die gegebenenfalls an die 
Aktionäre des betreffenden Teilfonds gezahlt wurden. 

6. Die Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie erfolgt nach den vorstehend aufgeführten Kriterien für jeden 
Teilfonds separat. Soweit jedoch innerhalb eines Teilfonds Aktienklassen gebildet wurden, erfolgt die daraus 
resultierende Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie innerhalb des betreffenden Teilfonds nach den 
vorstehend aufgeführten Kriterien für jede Aktienklasse getrennt. Die Zusammenstellung und Zuordnung der 
Aktiva erfolgt immer pro Teilfonds. 

 
Artikel 13 Einstellung der Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie 
1. Die Investmentgesellschaft ist berechtigt, die Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie zeitweilig 

einzustellen, wenn und solange Umstände vorliegen, die diese Einstellung erforderlich machen und wenn die 
Einstellung unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre gerechtfertigt ist, insbesondere: 
a) während der Zeit, in der eine Börse oder ein anderer geregelter Markt, an/auf welcher(m) ein 

wesentlicher Teil der Vermögenswerte notiert oder gehandelt werden, aus anderen Gründen als 
gesetzlichen oder Bankfeiertagen, geschlossen ist oder der Handel an dieser Börse bzw. an dem 
entsprechenden Markt ausgesetzt bzw. eingeschränkt wurde; 

b) in Notlagen, wenn die Investmentgesellschaft über Teilfondsanlagen nicht verfügen kann oder es ihr 
unmöglich ist, den Gegenwert der Anlagekäufe oder -verkäufe frei zu transferieren oder die Berechnung 
des Nettoinventarwertes pro Aktie ordnungsgemäß durchzuführen. 

Solange die Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie zeitweilig eingestellt ist, werden auch die 
Ausgabe, Rücknahme und der Umtausch von Aktien eingestellt Die zeitweilige Einstellung der Berechnung 
des Nettoinventarwertes pro Aktie von Aktien innerhalb eines Teilfonds führt nicht zur zeitweiligen 
Einstellung hinsichtlich anderer Teilfonds, die von dem betreffenden Ereignis nicht berührt sind. 



6 

2. Aktionäre, welche einen Zeichnungs-, Rücknahme- bzw. einen Umtauschantrag gestellt haben, werden von einer 
Einstellung der Berechnung des Nettoinventarwertes pro Aktie unverzüglich benachrichtigt. 

3. Zeichnungs-, Rücknahme- bzw. Umtauschanträge verfallen im Falle einer Einstellung der Berechnung des 
Nettoinventarwertes automatisch. Der Aktionär bzw. potentielle Aktionär wird darüber informiert, dass nach der 
Wiederaufnahme der Berechnung des Nettoinventarwertes die Zeichnungs-, Rücknahme- bzw. Umtauschanträge 
erneut eingereicht werden müssen. 

 
Artikel 14 Ausgabe von Aktien 
1. Aktien werden jeweils am Erstausgabetag eines Teilfonds bzw. innerhalb der Erstausgabeperiode eines Teilfonds, 

zu einem bestimmten ersten Anteilwert Erstausgabepreis (zuzüglich Ausgabeaufschlag ausgegeben, so wie für 
den jeweiligen Teilfonds in dem betreffenden Anhang zum Prospekt beschrieben. Im Anschluss an diesen 
Erstausgabetag bzw. an diese Erstausgabeperiode werden Aktien an jedem Bewertungstag zum Ausgabepreis 
ausgegeben. Ausgabepreis ist der Nettoinventarwert pro Aktie gemäß Artikel 12der Satzung, zuzüglich eines 
Ausgabeaufschlages, dessen maximale Höhe für den jeweiligen Teilfonds in dem betreffenden Anhang zum 
Prospekt aufgeführt ist. 
Der Ausgabepreis kann sich um Gebühren oder andere Belastungen erhöhen, die in den jeweiligen 
Vertriebsländern anfallen. 

2. Zeichnungsanträge für den Erwerb von Aktien können bei der Verwaltungsgesellschaft, der Register- und 
Transferstelle und den Zahlstellen eingereicht werden. Diese entgegennehmenden Stellen sind zur 
unverzüglichen Weiterleitung der Zeichnungsanträge an die Register- und Transferstelle der Gesellschaft 
verpflichtet. Maßgeblich ist der Eingang bei der Register- und 
Transferstelle. Diese nimmt die Zeichnungsanträge im Auftrag der Investmentgesellschaft an. 
Vollständige Zeichnungsanträge für den Erwerb von Aktien, welche bis zu dem im Prospekt bestimmten 
Zeitpunkt an einem Bewertungstag bei der Register- und Transferstelle eingegangen sind, werden zum 
Ausgabepreis des darauf folgenden Bewertungstages abgerechnet, sofern der Gegenwert der gezeichneten 
Aktien zur Verfügung steht. Die Investmentgesellschaft stellt auf jeden Fall sicher, dass die Ausgabe von Aktien 
auf der Grundlage eines dem Antragsteller vorher unbekannten Nettoinventarwertes pro Aktie abgerechnet wird. 
Sollte dennoch der Verdacht bestehen, dass ein Antragsteller Late-Trading betreibt, kann die 
Investmentgesellschaft bzw. Verwaltungsgesellschaft die Annahme des Zeichnungsantrages solange verweigern, 
bis der Antragsteller jegliche Zweifel in Bezug auf seinen Zeichnungsantrag ausgeräumt hat. Vollständige 
Zeichnungsanträge für den Erwerb von Namensaktien, welche nach dem im Prospekt bestimmten Zeitpunkt an 
einem Bewertungstag bei der Register- und Transferstelle Stelle eingegangen sind, werden zum Ausgabepreis 
des übernächsten Bewertungstages abgerechnet, sofern der Gegenwert der gezeichneten Aktien zur Verfügung 
steht. 
Sollte der Gegenwert der gezeichneten Aktien zum Zeitpunkt des Eingangs des vollständigen 
Zeichnungsantrages bei der Register- und Transferstelle nicht zur Verfügung stehen oder der Zeichnungsantrag 
fehlerhaft oder unvollständig sein, wird der Zeichnungsantrag als mit dem Datum bei der Register- und 
Transferstelle eingegangen betrachtet, an dem der Gegenwert der gezeichneten Aktien zur Verfügung steht bzw. 
der Zeichnungsantrag ordnungsgemäß vorliegt. 
. 
Der Ausgabepreis ist innerhalb von der im jeweiligen Anhang des Prospekts für den betreffenden Teilfonds 
angegebenen Anzahl von Bewertungstagen nach dem entsprechenden Bewertungstag in der jeweiligen 
Teilfondswährung auf das Konto der Investmentgesellschaft bei der Depotbank in Luxemburg zahlbar. 
Ein Zeichnungsantrag für den Erwerb von Aktien ist dann vollständig, wenn er den Namen, den Vornamen und die 
Anschrift, das Geburtsdatum und den Geburtsort, den Beruf und die Staatsangehörigkeit des Aktionärs, die 
Anzahl der auszugebenden Aktien bzw. den zu investierenden Betrag, sowie den Namen des Teilfonds angibt und 
wenn er von dem entsprechenden Aktionär unterschrieben ist. Darüber hinaus muss die Art und Nummer sowie 
die ausstellende Behörde des amtlichen Ausweises, den der Aktionär zur Identifizierung vorgelegt hat, auf dem 
Zeichnungsantrag vermerkt sein sowie eine Aussage darüber, ob der es sich bei dem Aktionär ein öffentliches 
Amt bekleidet um eine politisch exponierte Persönlichkeit handelt. Die Richtigkeit der Angaben ist von der 
entgegennehmenden Stelle auf dem Zeichnungsantrag zu bestätigen. 
Des Weiteren erfordert die Vollständigkeit eine Aussage darüber, dass der/ die Aktionär(-e) wirtschaftliche 
Berechtigte(-r) der zu investierenden und auszugebenden Aktien sind; Die Bestätigung des Aktionärs/ der 
Aktionäre, dass es sich bei den zu investierenden Geldern nicht um Erträge aus einer/mehrerer strafbare/-n/-r 
Handlung/-en handelt; Eine Kopie des zur Identifizierung vorgelegten amtlichen Personalausweises oder 
Reisepasses. Diese Kopie ist mit einem Vermerk: „Wir bestätigen, dass die in dem amtlichen Ausweispapier 
ausgewiesene Person in Person identifiziert wurde und die vorliegende Kopie des amtlichen Ausweispapiers mit 
dem Original übereinstimmt“ zu versehen. 
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3. Im Falle von Sparplänen wird höchstens ein Drittel von jeder der für das erste Jahr vereinbarten Zahlungen für die 
Deckung von Kosten verwendet und die restlichen Kosten auf alle späteren Zahlungen gleichmäßig verteilt. 

4. Die Umstände unter denen die Ausgabe von Aktien eingestellt wird, werden in Artikel 11, 13 und 15 der Satzung 
beschrieben. 

 
Artikel 15 Eigentumsbeschränkung 

Die Investmentgesellschaft kann das Eigentum von Aktien der Investmentgesellschaft durch eine natürliche oder 
juristische Person bzw. eine Körperschaft einschränken oder verhindern, wenn dies im Interesse der 
Investmentgesellschaft und/oder ihrer Aktionäre ist. 
Insbesondere kann die Investmentgesellschaft das Eigentum an ihren Aktien einschränken oder verhindern, wenn es 
sich um sogenannte „US-Personen„ gemäß nachfolgender Definition handelt. Dasselbe gilt für Personen, bei denen 
das Halten von Aktien einen Verstoß gegen gesetzliche oder aufsichtsrechtliche Vorschriften darstellt oder bei 
denen das Halten von Aktien steuerliche Nachteile für die Investmentgesellschaft bzw. ihre Aktionäre nach sich 
ziehen würde (im Folgenden „vom Erwerb ausgeschlossene Personen„). Zu diesem Zweck ist die 
Investmentgesellschaft ermächtigt:  
a) die Ausgabe bzw. die Eintragung von Übertragungen von Aktien aller Art abzulehnen, sofern diese Eintragung 

oder Übertragung ihres Erachtens eine vom Erwerb ausgeschlossene Person in das wirtschaftliche Eigentum 
einer solchen Aktie bringt oder bringen könnte. 

 
b) jederzeit jede Person, deren Name im Aktionärsregister eingetragen ist oder welche die Übertragung von 

Aktien ins Aktionärsregister eintragen lassen möchte, aufzufordern, ihr sämtliche Zusicherungen und 
Gewährleistungen oder Angaben samt der entsprechenden eidesstattlichen Erklärung zu erteilen, die sie für 
nötig hält, um festzustellen, ob und in welchem Umfang sowie unter welchen Umständen eine vom Erwerb 
ausgeschlossene Person wirtschaftlicher Eigentümer dieser Aktien ist oder zukünftig sein wird. 
 

 
c) wenn die Gesellschaft über Anhaltspunkte verfügt, dass eine vom Erwerb ausgeschlossene Person entweder 

alleine oder zusammen mit anderen Personen wirtschaftlicher Eigentümer der Aktien ist oder gegen ihre 
Zusagen und Gewährleistungen verstößt oder derartige Zusagen und Gewährleistungen nicht abgibt, kann der 
Verwaltungsrat die zwangsweise Rücknahme sämtlicher bzw. eines Teils dieser Aktien vom betreffenden 
Aktionär vornehmen. Hierbei ist wie folgt zu verfahren: 

 
1) Die Investmentgesellschaft übermittelt dem Aktionär, der laut Aktionärsregister Eigentümer der 

zurückzukaufenden Aktien ist, eine Mitteilung (im Folgenden „Kaufmitteilung„), in der die zurückzukaufenden 
Aktien angegeben werden, der für diese Aktien zu zahlende Preis und der Ort, an dem der Kaufpreis zu 
bezahlen ist. Jede derartige Mitteilung wird dem betreffenden Aktionär durch frankiertes Einschreiben an die 
letztbekannte Adresse oder an die Adresse, die in den Büchern der Investmentgesellschaft erscheint, zugestellt. 
Der betreffende Aktionär ist sodann verpflichtet, die in der Kaufmitteilung angegebenen Aktien 
zurückzukaufen. Unmittelbar nach Ende des in der Kaufmitteilung festgesetzten Datums endet das Eigentum 
des betreffenden Aktionärs an den in der Mitteilung aufgeführten Aktien. Sein Name wird im Zusammenhang 
mit diesen Aktien im Aktionärsregister gelöscht. 

 
2) Der Kaufpreis, zu welchem die in der Kaufmitteilung aufgeführten Aktien zurückgenommen werden, entspricht 

dem Rücknahmepreis von Aktien der Investmentgesellschaft gemäß Artikel 12 der vorliegenden Satzung. 
 

 
3) Die Zahlung des Kaufpreises erfolgt an den Eigentümer der betreffenden Aktien, falls keine 

Devisenbeschränkungen in Kraft sind. Die Gesellschaft überweist den entsprechenden Betrag an eine Bank in 
Luxemburg bzw. an einem andern Ort (gemäß Angaben in der Kaufmitteilung) zur Auszahlung an den 
betreffenden Eigentümer. Nach Überweisung des Preises wie oben dargestellt hat kein Eigentümer der in der 
Kaufmitteilung genannten Aktien noch weiterhin Eigentumsrechte an diesen Aktien bzw. einem Teil derselben 
bzw. in dieser Hinsicht eine Forderung gegen die Gesellschaft oder ihre Vermögenswerte. Ausgenommen 
hiervon ist das Recht des als Eigentümer geltenden Aktionärs, die Auszahlung des wie oben dargestellt 
überwiesenen Preises (ohne Zinsen) von der genannten Bank nach der wirksamen Rücknahme der Aktien wie 
oben beschrieben zu erhalten. 

 
4) Die Ausübung der in diesem Artikel eingeräumten Befugnisse seitens der Investmentgesellschaft kann in 

keinem Fall mit der Begründung in Frage gestellt oder für unwirksam erklärt werden, dass ungenügende 
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Nachweise dafür vorlagen, dass eine bestimmte Person Eigentümer der Aktien war oder dass sich die wahren 
Besitzverhältnisse anders verhielten, als sie der Investmentgesellschaft am Tag der Kaufmitteilung zu sein 
schienen, vorausgesetzt diese Befugnisse wurden von der Investmentgesellschaft gutgläubig ausgeübt. 
 

 
d) bei jeder Aktionärsversammlung der Investmentgesellschaft die Annahme der Stimme von Personen verweigern, 
die vom Erwerb ausgeschlossen sind. 
 

Artikel 16  US-Angelegenheiten:  
In der vorliegenden Satzung bezeichnet der Begriff „US- Person“ („US-Person“) gemäß anwendbarem Recht bzw. 
gemäß den Änderungen, welche die Verwaltungsmitglieder den Aktionären mitzuteilen haben, einen Bürger oder 
eine Person mit Wohnsitz in den Vereinigten Staaten von Amerika, deren Territorien bzw. Besitzungen oder 
sonstigen unter Rechtshoheit der USA stehenden Gebieten einschließlich der Bundesstaaten und des Federal 
District of Colombia (im Folgenden die „Vereinigten Staaten“) (einschließlich jeder Gesellschaft, Partnerschaft oder 
sonstigen Einheit, welche entweder in den USA oder gemäß den Gesetzen der USA bzw. eines politischen 
Teilgebiets der USA organisiert sind). Dieser Begriff schließt ebenfalls Vermögen und Trusts ein, mit Ausnahme 
derjenigen Vermögen und Trusts, deren Einkommen aus Quellen außerhalb der Vereinigten Staaten stammt (und 
die nicht effektiv mit dem Betreiben von Handel bzw. einem Geschäft innerhalb der Vereinigten Staaten verbunden 
sind) und deren Einkommen nicht zum Zweck der Berechnung der bundesstaatlichen Einkommenssteuer der 
Vereinigten Staaten angerechnet wird. Der Begriff „US-Person“ schließt jedoch nicht eine Zweigniederlassung oder 
Agentur einer Bank der Vereinigten Staaten oder einer Versicherungsgesellschaft an, die außerhalb der Vereinigten 
Staaten als eine vor Ort beaufsichtigte Zweigniederlassung oder Agentur im Bankwesen oder 
Versicherungsgeschäft tätig ist und nicht ausschließlich zum Zweck der Anlage in Wertpapiere gemäß dem United 
States Securities Act 1933 in seiner jeweils gültigen Fassung, einschließlich (ohne sich darauf zu beschränken) wie in 
Artikel 7701(a)(30) des U.S. Internal Revenue Code von 1986 in seiner jeweils gültigen Fassung beschrieben. 
 
Alle Aktionäre der Investmentgesellschaft und Erwerber von Beteiligungen eines Aktionärs an einem Teilfonds der 
Investmentgesellschaft übermitteln der Investmentgesellschaft (auch in Form von Updates) oder einer von ihr 
benannten Drittpartei („Designated Third Party“) Informationen, Bestätigungen, Verzichtserklärungen und 
Formulare zum Aktionär (bzw. zu dessen mittelbaren oder unmittelbaren Eigentümern oder Kontoinhabern), und 
zwar in der Form und zu dem Zeitpunkt,  die die Investmentgesellschaft bzw. die „Designated Third Party“ in 
angemessener Weise verlangt (auch durch elektronische Bescheinigungen), um Befreiungen, Ermäßigungen oder 
Erstattungen von Quellensteuern oder sonstigen Steuern zu erlangen, die von Steuerbehörden oder sonstigen 
Regierungsstellen (einschließlich der Quellensteuern gemäß dem „Hiring Incentives to Restore Employment Act of 
2010“ bzw. gemäß vergleichbaren oder nachfolgenden Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlichen Abkommen 
bzw. sonstigen Abkommen, die kraft solcher Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlicher Abkommen geschlossen 
werden) gegenüber der Investmentgesellschaft erhoben werden. Gleiches gilt für an die Investmentgesellschaft 
bezahlte Beträge oder Beträge, die von der Investmentgesellschaft an solche Aktionäre oder Erwerber 
zuzuschreiben auszuschütten sind. Sofern ein Aktionär der Investmentgesellschaft oder Erwerber von Beteiligungen 
eines Aktionärs versäumen, der Investmentgesellschaft oder der „Designated Third Party“ diese Informationen, 
Bestätigungen, Verzichtserklärungen oder Formulare vorzulegen, hat die Investmentgesellschaft bzw. die 
„Designated Third Party“ das uneingeschränkte Recht, eine oder alle der folgenden Maßnahmen zu ergreifen:  
a) Einbehaltung aller Steuern, die gemäß den geltenden Rechtsvorschriften, Bestimmungen, Regeln oder 
Vereinbarungen einzubehalten sind;  
b) Rücknahme der Beteiligungen des Aktionärs bzw. Erwerbers an einem Teilfonds der Investmentgesellschaft 
gemäß Art. 15;  
c) Schaffung und Verwaltung eines Anlagevehikels, das in den Vereinigten Staaten gegründet wird und im Sinne 
von Artikel 7701 des Internal Revenue Code von 1986 in der jeweils gültigen Fassung als „Domestic Partnership“ 
eingestuft wird, sowie die Übertragung der Beteiligungen des Aktionärs oder des Erwerbers an einem Teilfonds oder 
der Beteiligung an Vermögenswerten und Verbindlichkeiten dieses Teilfonds auf dieses Anlagevehikel. Der Aktionär 
oder der Erwerber haben der Investmentgesellschaft oder der „Designated Third Party“ auf deren Ersuchen hin alle 
Dokumente, Stellungnahmen, Urkunden und Bescheinigungen auszufertigen, insofern diese von der 
Investmentgesellschaft oder der „Designated Third Party“ in angemessener Weise verlangt werden oder in sonstiger 
Form erforderlich sind, um die vorgenannten Formalitäten zu erfüllen. Jeder Aktionär erteilt der 
Investmentgesellschaft bzw. der „Designated Third Party“ hiermit eine Vollmacht (verbunden mit einem Recht), 
solche Dokumente, Stellungnahmen, Urkunden oder Bescheinigungen im Namen des Aktionärs rechtsgültig 
vorzulegen, sofern der Aktionär dies unterlässt. 
Die Investmentgesellschaft bzw. die „Designated Third Party“ darf Informationen über einen Aktionär (auch 
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Informationen, die vom Aktionär gemäß diesem Artikel vorgelegt werden) an jede Person weitergeben, die diese 
verlangt bzw. benötigt, um sie einer Steuerbehörde oder sonstigen Regierungsstellen vorzulegen. Dies schließt die 
Weitergabe in Rechtsgebiete ein, die keine strengen Datenschutzgesetze oder vergleichbaren Gesetze besitzen, 
damit die Investmentgesellschaft geltendes Recht, geltende Vorschriften oder Abkommen mit Regierungsstellen 
einhalten kann. Alle Aktionäre verzichten hiermit auf alle Rechte, die sie unter Umständen gemäß einem geltenden 
Bankengeheimnis, Datenschutzgesetzen und vergleichbaren Rechtsvorschriften besitzen, die eine solche 
Offenlegung ansonsten verbieten würden; gleichzeitig gewährleisten alle Aktionäre, dass alle Personen, deren 
Daten sie an die Investmentgesellschaft bzw. „Designated Third Party“ weitergeben (bzw. weitergegeben haben), 
hierüber aufgeklärt wurden und die Zustimmung erteilt haben, die ggf. erforderlich ist, um die Erhebung, 
Verarbeitung, Offenlegung, Weitergabe und Meldung ihrer Informationen gemäß diesem Artikel und diesem 
Abschnitt zu erlauben. 
Die Investmentgesellschaft bzw. die „Designated Third Party“ kann mit allen zuständigen Steuerbehörden 
Abkommen schließen (auch Abkommen, die gemäß dem „Hiring Incentives to Restore Employment Act of 2010“ 
bzw. gemäß vergleichbaren oder nachfolgenden Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlichen Abkommen 
geschlossen werden), insofern sie befindet, dass eine solche Vereinbarung im besten Interesse der 
Investmentgesellschaft oder der Aktionäre liegt. 
 

 
Artikel 17 Rücknahme und Umtausch von Aktien 
1. Die Aktionäre sind berechtigt, jederzeit die Rücknahme ihrer Aktien zum Nettoinventarwert pro Aktie gemäß 

Artikel 12 der Satzung, gegebenenfalls abzüglich eines etwaigen Rücknahmeabschlages („Rücknahmepreis“) zu 
beantragen. Diese Rücknahme erfolgt nur an einem Bewertungstag. Sollte ein Rücknahmeabschlag erhoben 
werden, so ist dessen maximale Höhe für den jeweiligen Teilfonds in dem betreffenden Anhang zum Prospekt 
angegeben. 
Der Rücknahmepreis kann sich in bestimmten Ländern um dort anfallende Steuern und andere Belastungen 
vermindern. Mit Auszahlung des Rücknahmepreises erlischt die entsprechende Aktie. 

2. Die Auszahlung des Rücknahmepreises sowie etwaige sonstige Zahlungen an die Aktionäre erfolgen über die 
Depotbank sowie über die Zahlstellen. Die Depotbank ist nur insoweit zur Zahlung verpflichtet, als keine 
gesetzlichen Bestimmungen, z.B. devisenrechtliche Vorschriften oder andere von der Depotbank nicht 
beeinflussbare Umstände, die Überweisung des Rücknahmepreises in das Land des Antragstellers verbieten. 
Wie in Artikel 15 dieser Satzung näher beschrieben, kann die Investmentgesellschaft Aktien einseitig gegen 
Zahlung des Rücknahmepreises zurückkaufen, soweit dies im Interesse oder zum Schutz der Aktionäre, der 
Investmentgesellschaft oder eines oder mehrerer Teilfonds erforderlich erscheint, insbesondere wenn 
1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Aktionär mit dem Erwerb der Aktien „Market 

Timing“, „Late-Trading“ oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der 
Anleger schaden können, 

2. der Anleger nicht die Bedingungen für einen Erwerb der Aktien erfüllt oder 
3. die Aktien in einem Staat vertrieben, in dem der jeweilige Teilfonds zum Vertrieb nicht zugelassen ist 

oder von einer Person (z.B. US-Personen) erworben worden sind, für die der Erwerb der Aktien nicht 
gestattet ist. 

3. Der Umtausch sämtlicher Aktien oder eines Teils der Aktien von einem Teilfonds der Investmentgesellschaft in 
Aktien eines anderen Teilfonds der Investmentgesellschaft erfolgt auf der Grundlage des maßgeblichen 
Nettoinventarwertes pro Aktie der betreffenden Teilfonds unter Berücksichtigung einer etwaigen 
Umtauschprovision in Höhe von generell 1% des Nettoinventarwertes pro Aktie der zu zeichnenden Aktien, 
mindestens jedoch in Höhe der Differenz des Ausgabeaufschlags des Teilfonds der umzutauschenden Aktien zu 
dem Ausgabeaufschlag des Teilfonds in welchen ein Umtausch erfolgt. Falls ein Umtausch von Aktien für 
bestimmte Teilfonds nicht möglich sein soll oder für den Fall, dass keine Umtauschprovision erhoben wird, wird 
dies für den betroffenen Teilfonds in dem jeweiligen Anhang zum Prospekt erwähnt. 
Sofern unterschiedliche Aktienklassen innerhalb eines Teilfonds der Investmentgesellschaft angeboten werden, 
kann auch ein Umtausch von Aktien einer Aktienklasse in Aktien einer anderen Aktienklasse desselben Teilfonds 
oder in Aktien derselben oder einer anderen Aktienklasse eines  anderen Teilfonds erfolgen. Für den Fall, dass ein 
Umtausch innerhalb desselben Teilfonds erfolgt, wird keine Umtauschprovision erhoben. 
Wie in Artikel 15 dieser Satzung näher beschrieben, kann die Investmentgesellschaft für den jeweiligen Teilfonds 
bzw. Aktienklasse jederzeit einen Umtauschantrag zurückweisen, wenn dies im Interesse der 
Investmentgesellschaft bzw. des Teilfonds oder im Interesse der Aktionäre geboten erscheint, insbesondere wenn 
1. ein Verdachtsfall besteht, dass durch den jeweiligen Aktionär mit dem Erwerb der Aktien „Market 

Timing“, „Late-Trading“ oder sonstige Markttechniken betrieben werden, die der Gesamtheit der 
Anleger schaden können, 
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2. der Anleger nicht die Bedingungen für einen Erwerb der Aktien erfüllt oder 
3. die Aktien in einem Staat vertrieben, in dem der jeweilige Teilfonds zum Vertrieb nicht zugelassen ist 

oder von einer Person (z.B. US-Personen) erworben worden sind, für die der Erwerb der Aktien nicht 
gestattet ist. 

4. Vollständige Rücknahmeaufträge bzw. Umtauschanträge für die Rücknahme bzw. den Umtausch von Aktien 
können bei der Verwaltungsgesellschaft oder  bei der Investmentgesellschaft, der Register- und Transferstelle 
und den Zahlstellen eingereicht werden. 
Diese entgegennehmenden Stellen sind zur unverzüglichen Weiterleitung der Rücknahmeaufträge bzw. 
Umtauschanträge an die Register- und Transferstelle verpflichtet. Maßgeblich ist der Eingang bei der Register- 
und Transferstelle. 
 
Ein Rücknahmeauftrag bzw. ein Umtauschantrag für die Rücknahme bzw. den Umtausch von Aktien ist dann 
vollständig, wenn er den Namen und die Anschrift des Aktionärs sowie die Anzahl bzw. den Gegenwert der 
zurückzugebenden oder umzutauschenden Aktien und den Namen des Teilfonds angibt, und wenn er von dem 
entsprechenden Aktionär unterschrieben ist. 
Vollständige Rücknahmeaufträge bzw. vollständige Umtauschanträge, welche bis zu dem im Prospekt 
bestimmten Zeitpunkt an einem Bewertungstag eingegangen sind, werden zum Nettoinventarwert pro Aktie des 
darauf folgenden Bewertungstages, abzüglich eines etwaigen Rücknahmeabschlages bzw. unter 
Berücksichtigung der Umtauschprovision, abgerechnet. Die Investmentgesellschaft stellt auf jeden Fall sicher, 
dass die Rücknahme bzw. der Umtausch von Aktien auf der Grundlage eines dem Aktionär vorher unbekannten 
Nettoinventarwertes pro Aktie abgerechnet wird. Vollständige Rücknahmeaufträge bzw. vollständige 
Umtauschanträge, welche nach einem im Prospekt bestimmten Zeitpunkt an einem Bewertungstag eingegangen 
sind, werden zum Nettoinventarwert pro Aktie des übernächsten Bewertungstages, abzüglich eines etwaigen 
Rücknahmeabschlages bzw. unter Berücksichtigung der Umtauschprovision, abgerechnet. 
Die Auszahlung des Rücknahmepreises erfolgt innerhalb von zwei Bewertungstagen nach dem entsprechenden 
Bewertungstag in der jeweiligen Teilfondswährung. Die Auszahlung erfolgt auf ein vom Aktionär anzugebendes 
Konto. 

5. Die Investmentgesellschaft ist berechtigt, die Rücknahme bzw. den Umtausch von Aktien wegen einer Einstellung 
der Berechnung des Nettoinventarwertes zeitweilig einzustellen. 

6. Die Investmentgesellschaft ist unter Wahrung der Interessen der Aktionäre berechtigt, erhebliche Rücknahmen 
erst zu tätigen, nachdem entsprechende Vermögenswerte des jeweiligen Teilfonds ohne Verzögerung verkauft 
wurden. In diesem Falle erfolgt die Rücknahme zum dann geltenden Rücknahmepreis. Entsprechendes gilt für 
Anträge auf Umtausch von Aktien. Die Investmentgesellschaft achtet aber darauf, dass dem jeweiligen 
Teilfondsvermögen ausreichende flüssige Mittel zur Verfügung stehen, damit eine Rücknahme bzw. der 
Umtausch von Aktien auf Antrag von Aktionären unter normalen Umständen unverzüglich erfolgen kann. Die 
Investmentgesellschaft kann für den Teilfonds den Grundsatz der freien Rücknahme von Aktien einschränken 
oder diese Rücknahmemöglichkeiten näher bestimmen, wie Beispielsweise durch Erhebung einer 
Rücknahmegebühr und Festlegung eines Mindestbetrages, den Aktionäre an einen Teilfonds halten müssen. 

7. Durch Beschluss des Verwaltungsrats der Investmentgesellschaft können Aktienklassen der Teilfonds der 
Investmentgesellschaft einem Aktiensplit unterzogen werden. 

 
V.  Generalversammlung 
Artikel 18 Rechte der Generalversammlung 
Die ordnungsgemäß einberufene Generalversammlung vertritt alle Aktionäre der Investmentgesellschaft. Sie hat 
die weitesten Befugnisse, um alle Handlungen der Investmentgesellschaft anzuordnen oder zu bestätigen. Ihre 
Beschlüsse sind bindend für alle Aktionäre, sofern diese Beschlüsse in Übereinstimmung mit dem Luxemburger 
Gesetz und dieser Satzung stehen, insbesondere sofern sie nicht in die Rechte der getrennten Versammlungen der 
Aktionäre einer bestimmten Aktienklasse oder eines bestimmten Teilfonds eingreifen. 
 
Artikel 19 Einberufung 
1. Die jährliche Generalversammlung wird gemäß dem Luxemburger Gesetz in Luxemburg, am Gesellschaftssitz 

oder an jedem anderen Ort der Gemeinde, in der sich der Gesellschaftssitz befindet, der in der Einberufung 
festgelegt wird, am ersten Dienstag im Juni eines jeden Jahres um 14 Uhr und zum ersten Mal im Jahre 2010 
abgehalten. Falls dieser Tag ein Bankfeiertag in Luxemburg ist, wird die jährliche Generalversammlung am ersten 
nachfolgenden Bankarbeitstag in Luxemburg abgehalten. 
Die jährliche Generalversammlung kann im Ausland abgehalten werden, wenn der Verwaltungsrat nach seinem 
Ermessen feststellt, dass außergewöhnliche Umstände dies erfordern. Eine derartige Entscheidung des 
Verwaltungsrates ist unanfechtbar. 
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2. Die Aktionäre kommen außerdem aufgrund einer den gesetzlichen Bestimmungen entsprechenden Einberufung 
des Verwaltungsrates zusammen. Sie kann auch auf Antrag von Aktionären, welche mindestens ein Fünftel des 
Vermögens der Investmentgesellschaft repräsentieren, zusammentreten. 

3. Die Tagesordnung wird vom Verwaltungsrat vorbereitet, außer in den Fällen, in denen die Generalversammlung 
auf schriftlichen Antrag der Aktionäre zusammentritt; in solchen Fällen kann der Verwaltungsrat eine zusätzliche 
Tagesordnung vorbereiten. 

4. Außerordentliche Generalversammlungen können zu der Zeit und an dem Orte abgehalten werden, wie es in der 
Einberufung zur jeweiligen außerordentlichen Generalversammlung angegeben ist. 

5. Die oben unter 2. bis 4. aufgeführten Regeln gelten entsprechend für getrennte Generalversammlungen einer 
oder mehrerer Teilfonds oder Aktienklassen. 

 
Artikel 20 Beschlussfähigkeit und Abstimmung 
Der Ablauf der Generalversammlungen bzw. der getrennten Generalversammlungen einer oder mehrerer 
Teilfonds oder Aktienklasse(n) muss den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen. 
Grundsätzlich ist jeder Aktionär an den Generalversammlungen teilnahmeberechtigt. Jeder Aktionär kann sich 
vertreten lassen, indem er eine andere Person schriftlich als seinen Bevollmächtigten bestimmt. 
An für einzelne Teilfonds oder Aktienklassen stattfindenden Generalversammlungen, die ausschließlich die 
jeweiligen Teilfonds oder Aktienklassen betreffende Beschlüsse fassen können, dürfen nur diejenigen Aktionäre 
teilnehmen, die Aktien der entsprechenden Teilfonds oder Aktienklassen halten. Der Verwaltungsrat kann 
gestatten, dass Aktionäre an Generalversammlungen per Videokonferenz oder anderen Kommunikationsmitteln 
teilnehmen, falls diese Methoden eine Identifikation der Aktionäre erlauben und für die Aktionäre eine 
fortwährende und effektive Teilnahme an der Generalversammlung ermöglicht. 
Die Vollmachten, deren Form vom Verwaltungsrat festgelegt werden kann, müssen mindestens fünf Tage vor der 
Generalversammlung am Gesellschaftssitz hinterlegt werden. 
Alle anwesenden Aktionäre und Bevollmächtigte müssen sich vor Eintritt in die Generalversammlungen in die vom 
Verwaltungsrat aufgestellte Anwesenheitsliste einschreiben. 
Der Verwaltungsrat kann weitere Bedingungen (z.B. Sperrung der vom Aktionär in Wertpapierdepots gehaltenen 
Aktien, Vorlage einer Sperrbescheinigung, Vorlage einer Vertretungsvollmacht) festlegen, die von Aktionären zu 
erfüllen sind, um an Generalversammlungen teilnehmen zu können. 
Die Generalversammlung entscheidet über alle im Gesetz vom 10. August 1915 sowie im Gesetz vom 17. Dezember 
2010, vorgesehenen Angelegenheiten, und zwar in den Formen, mit dem Quorum und den Mehrheiten die von den 
vorgenannten Gesetzen vorgesehen sind. Sofern die vorgenannten Gesetze oder die vorliegende Satzung nichts 
Gegenteiliges anordnen, werden die Entscheidungen der ordnungsgemäß einberufenen Generalversammlung 
durch einfache Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Aktionäre gefasst. 
Jede Aktie gibt das Recht auf eine Stimme. Aktienbruchteile sind nicht stimmberechtigt. 
Bei Fragen, welche die Investmentgesellschaft als Ganzes betreffen, stimmen die Aktionäre gemeinsam ab. Eine 
getrennte Abstimmung erfolgt jedoch bei Fragen, die nur einen oder mehrere Teilfonds oder eine oder mehrere 
Aktienklasse(n) betreffen. 
 
Artikel 21 Vorsitzender, Stimmzähler, Sekretär 
1. Die Generalversammlung tritt unter dem Vorsitz des Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder, im Falle seiner 

Abwesenheit, unter dem Vorsitz eines von der Generalversammlung gewählten Vorsitzenden zusammen. 
2. Der Vorsitzende bestimmt einen Sekretär, der nicht notwendigerweise Aktionär sein muss, und die 

Generalversammlung ernennt unter den anwesenden und dies annehmenden Aktionären oder den Vertretern der 
Aktionäre einen Stimmzähler. 

3. Die Protokolle der Generalversammlung werden von dem Vorsitzenden, dem Stimmzähler und dem Sekretär der 
jeweiligen Generalversammlung und den Aktionären, die dies verlangen, unterschrieben. 

4. Abschriften und Auszüge, die von der Investmentgesellschaft zu erstellen sind, werden vom Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates oder von zwei Verwaltungsratsmitgliedern unterschrieben. 

 
VI. Verwaltungsrat 
Artikel 22 Zusammensetzung 
1. Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Generalversammlung bestimmt werden 

und die nicht Aktionäre der Investmentgesellschaft sein müssen. 
Auf der Generalversammlung kann ein neues Mitglied, das dem Verwaltungsrat bislang nicht angehört hat, nur 
dann zum Verwaltungsratsmitglied gewählt werden, wenn 
a) diese betreffende Person vom Verwaltungsrat zur Wahl vorgeschlagen wird oder 
b) ein Aktionär, der bei der anstehenden Generalversammlung, die den Verwaltungsrat bestimmt, voll 
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stimmberechtigt ist, dem Vorsitzenden - oder wenn dies unmöglich sein sollte, einem anderen 
Verwaltungsratsmitglied - schriftlich nicht weniger als sechs und nicht mehr als dreißig Tage vor dem für 
die Generalversammlung vorgesehenen Datum seine Absicht unterbreitet, eine andere Person als seiner 
selbst zur Wahl oder zur Wiederwahl vorzuschlagen, zusammen mit einer schriftlichen Bestätigung 
dieser Person, sich zur Wahl stellen zu wollen, wobei jedoch der Vorsitzende der Generalversammlung 
unter der Voraussetzung einstimmiger Zustimmung aller anwesenden Aktionäre den Verzicht auf die 
oben aufgeführten Erklärungen beschließen kann und die solcherweise nominierte Person zur Wahl 
vorschlagen kann. 

2. Die Generalversammlung bestimmt die Anzahl der Verwaltungsratsmitglieder sowie die Dauer ihrer Mandate. 
Eine Mandatsperiode darf die Dauer von sechs Jahren nicht überschreiten. Ein Verwaltungsratsmitglied kann 
wieder gewählt werden. 

3. Scheidet ein Verwaltungsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so können die verbleibenden von der 
Generalversammlung ernannten Mitglieder des Verwaltungsrates bis zur nächstfolgenden Generalversammlung 
einen vorläufigen Nachfolger (Kooption) bestimmen. Der so bestimmte Nachfolger führt die Amtszeit seines 
Vorgängers zu Ende und ist berechtigt gemeinsam mit den anderen Mitgliedern des Verwaltungsrats für weitere 
ausscheidende Mitglieder des Verwaltungsrats vorläufige Nachfolger im Rahmen einer Kooption zu bestimmen. 

4. Die Verwaltungsratsmitglieder können jederzeit von der Generalversammlung abberufen werden. 
 
Artikel 23 Befugnisse 
Der Verwaltungsrat hat die Befugnis, alle Geschäfte zu tätigen und alle Handlungen vorzunehmen, die zur 
Erfüllung des Zwecks der Investmentgesellschaft notwendig oder nützlich sind. Er ist zuständig für alle 
Angelegenheiten der Investmentgesellschaft, soweit sie nicht nach dem Gesetz vom 10. August 1915 oder nach 
dieser Satzung der Generalversammlung vorbehalten sind. 
Der Verwaltungsrat kann die tägliche Geschäftsführung der Investmentgesellschaft auf natürliche oder juristische 
Personen übertragen, die keine Mitglieder des Verwaltungsrates zu sein brauchen und diesen für ihre Tätigkeiten 
Gebühren und Provisionen zahlen. Die Übertragung von Aufgaben an Dritte erfolgt stets unter der Aufsicht des 
Verwaltungsrates. 
Daneben ist der Verwaltungsrat berechtigt, einen Fondsmanager, einen Anlageberater und/oder einen Anlageausschuss 
für einen bestimmten Teilfonds der Investmentgesellschaft zu ernennen und deren Befugnisse festzulegen. 
Der Verwaltungsrat hat darüber hinaus die Befugnis, Interimdividenden auszuschütten.  
 
Artikel 24 Interne Organisation des Verwaltungsrates 
Der Verwaltungsrat ernennt unter seinen Mitgliedern einen Vorsitzenden. 
Der Verwaltungsratsvorsitzende steht den Sitzungen des Verwaltungsrates vor; in seiner Abwesenheit bestimmt der 
Verwaltungsrat ein anderes Verwaltungsratsmitglied als Sitzungsvorsitzenden. 
Der Vorsitzende kann einen Sekretär ernennen, der nicht notwendigerweise Mitglied des Verwaltungsrates zu sein 
braucht und der die Protokolle der Sitzungen des Verwaltungsrates und der Generalversammlung zu erstellen hat. 
 
Artikel 25 Einberufung 
Der Verwaltungsrat tritt, auf Einberufung des Vorsitzenden oder zweier Verwaltungsratsmitglieder, an dem in der 
Einladung angegebenen Ort zusammen. In Ausnahmesituationen werden die näheren Umstände in der Einladung 
aufgeführt. 
Die Verwaltungsratsmitglieder werden mindestens 48 (achtundvierzig) Stunden vor der Sitzung des Verwaltungsrates 
schriftlich einberufen, es sei denn die Wahrung der vorgenannten Frist ist aufgrund von Dringlichkeit unmöglich. In 
diesen Fällen sind Art und Gründe der Dringlichkeit im Einberufungsschreiben anzugeben. 
Ein Einberufungsschreiben ist, sofern jedes Verwaltungsratsmitglied entweder bei Anwesenheit in der Sitzung keine 
Einwände gegen die Form der Einladung erhoben oder sein Einverständnis schriftlich, mittels Brief, Telefax oder E-Mail, 
gegeben hat, nicht erforderlich. Einwände gegen die Form der Einberufung können bei Anwesenheit nur in der Sitzung 
selbst erhoben werden. 
Eine gesonderte Einberufung ist nicht erforderlich, wenn eine Sitzung des Verwaltungsrates zu einem Termin und an 
einem Ort stattfindet, die in einem im Voraus vom Verwaltungsrat gefassten Beschluss festgelegt sind. 
 
Artikel 26 Sitzungen des Verwaltungsrates 
Jedes Verwaltungsratsmitglied kann an jeder Sitzung des Verwaltungsrates teilhaben, auch indem es schriftlich, mittels 
Brief oder Telefax ein anderes Verwaltungsratsmitglied als seinen Bevollmächtigten ernennt. 
Darüber hinaus kann jedes Verwaltungsratsmitglied an einer Sitzung des Verwaltungsrates im Wege einer telefonischen 
Konferenzschaltung oder durch ähnliche Kommunikationsmittel, welche ermöglichen, dass sämtliche Teilnehmer an der 
Sitzung des Verwaltungsrates einander hören können, teilnehmen. Diese Art der Teilnahme steht einer persönlichen 
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Teilnahme an dieser Sitzung des Verwaltungsrates gleich. 
Der Verwaltungsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Verwaltungsratsmitglieder bei der Sitzung 
des Verwaltungsrates zugegen oder vertreten ist. Die Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden bzw. vertretenen Verwaltungsratsmitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des 
Sitzungsvorsitzenden ausschlaggebend. 
Die Verwaltungsratsmitglieder können, mit Ausnahme von im Umlaufverfahren gefassten Beschlüssen, wie nachfolgend 
beschrieben, nur im Rahmen von Sitzungen des Verwaltungsrates der Investmentgesellschaft, die ordnungsgemäß 
einberufen worden sind, Beschlüsse fassen. 
Zirkularbeschlüsse, welche von sämtlichen Mitgliedern des Verwaltungsrats unterzeichnet wurden, haben die gleiche 
Wirksamkeit wie Beschlüsse, die bei einer ordentlich zusammengerufenen und abgehaltenen Verwaltungsratssitzung 
gefasst werden. Die betreffenden Unterschriften können auf einem einzelnen Dokument oder auf mehreren Kopien 
desselben Beschlusses erfolgen und können durch Briefe oder Faksimile nachgewiesen werden. Derartige Beschlüsse 
treten zu dem im Zirkularbeschluss genannten Datum in Kraft. Falls kein spezifisches Datum erwähnt wird, tritt der 
betreffende Zirkularbeschluss an demjenigen Tag in Kraft, an welchem die letzte Unterschrift eines 
Verwaltungsratsmitglieds erfolgt ist. 
Beschlüsse, die auf anderen elektronischen Kommunikationswegen wie E-Mail, Telegraf, Telegrammen oder Telex 
erfolgen, sind danach durch einen entsprechenden Zirkularbeschluss zu formalisieren. Dieser Zirkularbeschluss tritt zu 
demjenigen Datum in Kraft, an welchem die letzte Zustimmung auf elektronischem Weg bei der Gesellschaft 
eingetroffen ist. Die betreffenden bei allen Verwaltungsratsmitgliedern eingegangenen Zustimmungen sind ein 
unabtrennbarer Anhang zu dem entsprechenden Zirkularbeschluss über den zuvor auf elektronischem Weg gefassten 
Beschluss. Zirkularbeschlüsse können ausschließlich durch einstimmige Zustimmung sämtlicher 
Verwaltungsratsmitglieder erfolgen. 
Der Verwaltungsrat kann seine Befugnisse und Pflichten der täglichen Verwaltung an juristische oder natürliche 
Personen, die nicht Mitglieder des Verwaltungsrates sein müssen, delegieren und diesen für ihre Tätigkeiten Gebühren 
und Provisionen zahlen, die im Einzelnen in Artikel 36 beschrieben sind. 
 
Artikel 27 Protokolle 
Die Beschlüsse des Verwaltungsrates werden in Protokollen festgehalten, die in ein diesbezügliches Register 
eingetragen und vom Sitzungsvorsitzenden und vom Sekretär unterschrieben werden. 
Abschriften und Auszüge dieser Protokolle werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrates oder von zwei 
Verwaltungsratsmitgliedern unterschrieben. 
 
Artikel 28 Zeichnungsbefugnis 
Die Investmentgesellschaft wird durch die Unterschrift von zwei Verwaltungsratsmitgliedern rechtlich gebunden. Der 
Verwaltungsrat kann ein oder mehrere Verwaltungsratsmitglied(er) ermächtigen, die Investmentgesellschaft durch 
Einzelunterschrift zu vertreten. Daneben kann der Verwaltungsrat andere juristische oder natürliche Personen 
ermächtigen, die Investmentgesellschaft entweder durch Einzelunterschrift oder gemeinsam mit einem 
Verwaltungsratsmitglied oder einer anderen vom Verwaltungsrat bevollmächtigten juristischen oder natürlichen Person 
rechtsgültig zu vertreten. 
 
Artikel 29 Unvereinbarkeitsbestimmungen 
Kein Vertrag, kein Vergleich oder sonstiges Rechtsgeschäft, das die Investmentgesellschaft mit anderen Gesellschaften 
schließt, wird durch die Tatsache beeinträchtigt oder ungültig, dass ein oder mehrere Verwaltungsratsmitglieder, 
Direktoren, Geschäftsführer oder Bevollmächtigte der Investmentgesellschaft irgendwelche Interessen in oder 
Beteiligungen an irgendeiner anderen Gesellschaft haben, oder durch die Tatsache, dass sie Verwaltungsratsmitglied, 
Teilhaber, Direktor, Geschäftsführer, Bevollmächtigter oder Angestellter der anderen Gesellschaft sind. 
Dieses(r) Verwaltungsratsmitglied, Direktor, Geschäftsführer oder Bevollmächtigter der Investmentgesellschaft, 
welches(r) zugleich Verwaltungsratsmitglied, Direktor, Geschäftsführer Bevollmächtigter oder Angestellter einer 
anderen Gesellschaft ist, mit der die Investmentgesellschaft Verträge abgeschlossen hat oder mit der sie in einer 
anderen Weise in geschäftlichen Beziehungen steht, wird dadurch nicht das Recht verlieren, zu beraten, 
abzustimmen und zu handeln, was die Angelegenheiten, die mit einem solchen Vertrag oder solchen Geschäften in 
Verbindung stehen, anbetrifft. 
Falls aber ein Verwaltungsratsmitglied, Direktor oder Bevollmächtigter ein persönliches Interesse in irgendwelcher 
Angelegenheit der Investmentgesellschaft hat, muss dieses Verwaltungsratsmitglied, Direktor oder 
Bevollmächtigter der Investmentgesellschaft den Verwaltungsrat über dieses persönliche Interesse informieren, 
und er wird weder mitberaten noch am Votum über diese Angelegenheit teilnehmen. Ein Bericht über diese 
Angelegenheit und über das persönliche Interesse des Verwaltungsratsmitgliedes, Direktors oder 
Bevollmächtigten muss bei der nächsten Generalversammlung erstattet werden. 
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Der Begriff „persönliches Interesse“, wie er im vorstehenden Absatz verwendet wird, findet keine Anwendung auf 
jedwede Beziehung und jedwedes Interesse, die nur deshalb entstehen, weil das Rechtsgeschäft zwischen der 
Investmentgesellschaft einerseits und dem Fondsmanager, der Zentralverwaltungsstelle, der Register- und 
Transferstelle, (bzw. ein mit diesen mittelbar oder unmittelbar verbundenes Unternehmen) oder jeder anderen von 
der Investmentgesellschaft benannten Gesellschaft andererseits geschlossen wird. 
Die vorhergehenden Bestimmungen sind in Fällen, in denen die Depotbank Partei eines solchen Vertrages, 
Vergleiches oder sonstigen Rechtsgeschäftes ist, nicht anwendbar. Geschäftsleiter, Prokuristen und die zum 
gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten Handlungsbevollmächtigten der Depotbank dürfen nicht gleichzeitig als 
Angestellte der Investmentgesellschaft zur täglichen Geschäftsführung bestellt sein. Geschäftsleiter, Prokuristen 
und die zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten Handlungsbevollmächtigten der Investmentgesellschaft 
dürfen nicht gleichzeitig als Angestellte der Depotbank zur täglichen Geschäftsführung bestellt sein. 
 
Artikel 30 Schadloshaltung 
Die Investmentgesellschaft verpflichtet sich, jedes(n) der Verwaltungsratsmitglieder, Direktoren, Geschäftsführer 
oder Bevollmächtigten, ihre Erben, Testamentsvollstrecker und Verwalter schadlos zu halten gegen alle Klagen, 
Forderungen und Haftungen irgendwelcher Art, sofern die Betroffenen ihre Verpflichtungen ordnungsgemäß 
erfüllt haben, und diese für sämtliche Kosten, Ausgaben und Verbindlichkeiten, die anlässlich solcher Klagen, 
Verfahren, Forderungen und Haftungen entstanden sind, zu entschädigen. 
Das Recht auf Entschädigung schließt andere Rechte zugunsten des Verwaltungsratsmitgliedes, Direktors, 
Geschäftsführers oder Bevollmächtigten nicht aus. 
 
Artikel 31 Verwaltungsgesellschaft 
Der Verwaltungsrat der Investmentgesellschaft kann unter eigener Verantwortung eine Verwaltungsgesellschaft 
mit der Anlageverwaltung, der Administration sowie dem Vertrieb der Aktien der Investmentgesellschaft 
betrauen. 
Die Verwaltungsgesellschaft ist für die Verwaltung und Geschäftsführung der Investmentgesellschaft 
verantwortlich. Sie darf für Rechnung der Investmentgesellschaft alle Geschäftsführungs- und 
Verwaltungsmaßnahmen und alle unmittelbar oder mittelbar mit dem Vermögen der Investmentgesellschaft bzw. 
den Teilfondsvermögen verbundenen Rechte ausüben, insbesondere ihre Aufgaben an qualifizierte Dritte ganz 
oder teilweise übertragen; sie kann sich ferner unter eigener Verantwortung und auf eigne Kosten von Dritten, 
insbesondere von verschiedenen Anlageberatern und/oder einem Anlageausschuss, beraten lassen. 
Die Verwaltungsgesellschaft erfüllt ihre Verpflichtungen mit der Sorgfalt eines entgeltlich Bevollmächtigten 
(mandataire salarié). 
Sofern die Verwaltungsgesellschaft die Anlageverwaltung auf einen Dritten auslagert, so darf nur ein 
Unternehmen benannt werden, das für die Ausübung der Vermögensverwaltung zugelassen oder eingetragen ist 
und einer Aufsicht unterliegt. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, unter Wahrung ihrer eigenen Verantwortung und Kontrolle einen 
Dritten zur Ordererteilung zu bevollmächtigen. 
Die Übertragung der Aufgaben darf die Wirksamkeit der Beaufsichtigung durch die Verwaltungsgesellschaft in 
keiner Weise beeinträchtigen. Insbesondere darf die Verwaltungsgesellschaft durch die Übertragung der Aufgaben 
nicht daran gehindert werden, im Interesse der Aktionäre zu handeln und dafür zu sorgen, dass die 
Investmentgesellschaft im besten Interesse der Aktionäre verwaltet wird. 
 
Artikel 32 Fondsmanager 
Wird ein externer Fondsmanager bestellt, besteht die Aufgabe eines solchen Fondsmanagers insbesondere in der 
täglichen Umsetzung der Anlagepolitik des jeweiligen Teilfondsvermögens, in der Führung der Tagesgeschäfte der 
Vermögensverwaltung sowie in anderen damit verbundenen Dienstleistungen, jeweils unter der Aufsicht, 
Verantwortung und Kontrolle der Verwaltungsgesellschaft . Die Erfüllung dieser Aufgaben erfolgt unter Beachtung 
der Grundsätze der Anlagepolitik und der Anlagebeschränkungen des jeweiligen Teilfonds, wie sie in dieser 
Satzung und dem Prospekt beschrieben sind, sowie der gesetzlichen Anlagebeschränkungen. 
Der Fondsmanager muss über eine Zulassung zur Vermögensverwaltung verfügen und einer Aufsicht in seinem 
Sitzstaat unterliegen. 
Der Fondsmanager ist befugt, Makler sowie Broker zur Abwicklung von Transaktionen in den Vermögenswerten 
der jeweiligen Teilfonds der Investmentgesellschaft auszuwählen. Die Anlageentscheidung und die Ordererteilung 
obliegen dem Fondsmanager. 
Der Fondsmanager hat das Recht, sich auf eigene Kosten und Verantwortung von Dritten, insbesondere von 
verschiedenen Anlageberatern, beraten zu lassen. 
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Es ist dem Fondsmanager gestattet, seine Aufgaben mit Genehmigung der Verwaltungsgesellschaft ganz oder 
teilweise an Dritte, deren Vergütung ganz zu seinen Lasten geht, auszulagern. 
 
VII. Wirtschaftsprüfer  
Artikel 33 Wirtschaftsprüfer 
Die Kontrolle der Jahresberichte der Investmentgesellschaft ist einer Wirtschaftsprüfergesellschaft bzw. einem oder 
mehreren Wirtschaftsprüfer(n) zu übertragen, die im Großherzogtum Luxemburg zugelassen ist/ sind und von der 
Generalversammlung ernannt wird/ werden. 
Der/ die Wirtschaftsprüfer ist/ sind für eine Dauer von bis zu sechs Jahren ernannt und kann/ können jederzeit von der 
Generalversammlung abberufen werden. 
 
VIII. Allgemeines und Schlussbestimmungen  
Artikel 34 Verwendung der Erträge 
1. Der Verwaltungsrat kann die in einem Teilfonds erwirtschafteten Erträge an die Aktionäre dieses Teilfonds 

ausschütten oder diese Erträge in dem jeweiligen Teilfonds thesaurieren. Dies findet für den jeweiligen Teilfonds 
in dem betreffenden Anhang zum Prospekt Erwähnung. 

2. Zur Ausschüttung können die ordentlichen Nettoerträge sowie realisierte Kursgewinne kommen. Ferner können 
die nicht realisierten Kursgewinne, sonstige Aktiva sowie, in Ausnahmefällen, auch Kapitalanteile zur 
Ausschüttung gelangen, sofern das Nettovermögen der Investmentgesellschaft aufgrund der Ausschüttung nicht 
unter die Mindestgrenze gemäß Artikel 10 dieser Satzung sinkt. 

3. Ausschüttungen werden auf die am Ausschüttungstag ausgegebenen Aktien ausgezahlt. Ausschüttungen können 
ganz oder teilweise in Form von Gratisaktien vorgenommen werden. Eventuell verbleibende Bruchteile können 
bar ausgezahlt werden. Erträge, die fünf Jahre nach Veröffentlichung einer Ausschüttungserklärung nicht geltend 
gemacht wurden, verfallen zugunsten des jeweiligen Teilfonds. 

4. Ausschüttungen erfolgen grundsätzlich durch die Reinvestition des Ausschüttungsbetrages zu Gunsten der 
Aktionäre. Sofern dies nicht gewünscht ist, kann der Aktionär innerhalb von zehn Tagen nach Zugang der 
Mitteilung über die Ausschüttung bei der Register- und Transferstelle die Auszahlung auf das von ihm 
angegebene Konto beantragen. 

Artikel 35 Berichte 
Der Verwaltungsrat erstellt für die Investmentgesellschaft einen geprüften Jahresbericht sowie einen 
Halbjahresbericht entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen im Großherzogtum Luxemburg. 
1. Spätestens vier Monate nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres veröffentlicht der Verwaltungsrat einen 

geprüften Jahresbericht entsprechend den Bestimmungen des Großherzogtums Luxemburg. 
2. Zwei Monate nach Ende der ersten Hälfte des Geschäftsjahres veröffentlicht der Verwaltungsrat einen 

ungeprüften Halbjahresbericht. 
3. Sofern dies für die Berechtigung zum Vertrieb in anderen Ländern erforderlich ist, können zusätzlich geprüfte und 

ungeprüfte Zwischenberichte erstellt werden. 
 
Artikel 36 Kosten 
Der jeweilige Teilfonds trägt die folgenden Kosten, soweit sie im Zusammenhang mit seinem Vermögen 
entstehen: 
1. Für die Verwaltung des jeweiligen Teilfonds erhält die Verwaltungsgesellschaft aus dem betreffenden 

Teilfondsvermögen eine Vergütung deren Höhe, Berechnung und Auszahlung für den jeweiligen Teilfonds 
ebenfalls in dem betreffenden Anhang zum Prospekt aufgeführt ist. Diese Vergütungen verstehen sich zuzüglich 
einer etwaigen Mehrwertsteuer. 
Daneben kann die Verwaltungsgesellschaft oder gegebenenfalls der/die Anlageberater/Fondsmanager aus dem 
Vermögen des jeweiligen Teilfonds eine wertentwicklungsorientierte Zusatzvergütung („Performance-Fee“) 
erhalten. Die prozentuale Höhe, Berechnung und Auszahlung sind für den jeweiligen Teilfonds in dem 
betreffenden Anhang zum Prospekt aufgeführt. 

2. Sofern ein Anlageberater vertraglich verpflichtet wurde, kann dieser aus der Vergütung der 
Verwaltungsgesellschaft oder aus dem jeweiligen Teilfondsvermögen eine fixe und/oder erfolgsabhängige 
Vergütung erhalten, deren maximale Höhe, Berechnung und Auszahlung für den jeweiligen Teilfonds in dem 
betreffenden Anhang zum Prospekt aufgeführt sind. Diese Vergütung versteht sich zuzüglich einer etwaigen 
Mehrwertsteuer. 

3. Sofern ein Fondsmanager vertraglich verpflichtet wurde, kann dieser aus der Vergütung der 
Verwaltungsgesellschaft oder aus dem jeweiligen Teilfondsvermögen eine Vergütung erhalten, deren maximale 
Höhe, Berechnung und Auszahlung für den jeweiligen Teilfonds in dem betreffenden Anhang zum Prospekt 
aufgeführt sind. Diese Vergütung versteht sich zuzüglich einer etwaigen Mehrwertsteuer. 
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4. Die Depotbank und die Zentralverwaltungsstelle erhalten für die Erfüllung ihrer Aufgaben aus dem Depotbank- 
und dem Zentralverwaltungsvertrag eine in Luxemburg bankübliche Vergütung die monatlich nachträglich 
berechnet und monatlich nachträglich ausgezahlt wird. Diese Vergütungen verstehen sich zuzüglich einer 
etwaigen Mehrwertsteuer. 

5. Die Register- und Transferstelle erhält für die Erfüllung ihrer Aufgaben aus dem Register- und 
Transferstellenvertrag eine in Luxemburg bankübliche Vergütung, die als Festbetrag je Anlagekonto bzw. je 
Konto mit Sparplan und/oder Entnahmeplan am Ende eines jeden Jahres aus dem Teilfondsvermögen zahlbar ist. 

6. Sofern eine Vertriebsstelle vertraglich verpflichtet wurde, kann diese aus dem jeweiligen Teilfondsvermögen eine 
Vergütung erhalten, deren maximale Höhe, Berechnung und Auszahlung für den jeweiligen Teilfonds in dem 
betreffenden Anhang zum Prospekt aufgeführt sind. Diese Vergütung versteht sich zuzüglich einer etwaigen 
Mehrwertsteuer. 

7. Der jeweilige Teilfonds trägt neben den vorgenannten Kosten, die folgenden Kosten, soweit sie im 
Zusammenhang mit seinem Vermögen entstehen: 
a) Kosten, die im Zusammenhang mit dem Erwerb, dem Halten und der Veräußerung von 

Vermögensgegenständen anfallen, insbesondere bankübliche Spesen für Transaktionen in Wertpapieren 
und sonstigen Vermögenswerten und Rechten der Investmentgesellschaft bzw. eines Teilfonds und 
deren Verwahrung, die banküblichen Kosten für die Verwahrung von ausländischen Investmentanteilen 
oder Aktien im Ausland; 

b) alle fremden Verwaltungs- und Verwahrungsgebühren, die von anderen Korrespondenzbanken und/oder 
Clearingstellen (z.B. Clearstream Banking S.A.) für die Vermögenswerte des jeweiligen Teilfonds in 
Rechnung gestellt werden, sowie alle fremden Abwicklungs-, Versand- und Versicherungsspesen, die im 
Zusammenhang mit den Wertpapiergeschäften des jeweiligen Teilfonds in Anteile bzw. Aktien anderer 
OGAW oder OGA anfallen; 

c) die der Depotbank, der Zentralverwaltungsstelle und der Register- und Transferstelle im Zusammenhang 
mit dem jeweiligen Teilfondsvermögen anfallenden eigenen Auslagen und sonstigen Kosten sowie die 
durch die erforderliche Inanspruchnahme Dritter entstehenden Auslagen und sonstigen Kosten werden 
erstattet.; 

d) Steuern, die auf das Vermögen der Investmentgesellschaft bzw. Teilfondsvermögen, deren Einkommen 
und die Auslagen zu Lasten des jeweiligen Teilfonds erhoben werden; 

e) Kosten für die Rechtsberatung, die der Investmentgesellschaft, der Verwaltungsgesellschaft (sofern 
ernannt) oder der Depotbank entstehen, wenn sie im Interesse der Aktionäre des jeweiligen Teilfonds 
handelt; 

f) Kosten des Wirtschaftsprüfers der Investmentgesellschaft; 
g) Kosten für die Erstellung, Vorbereitung, Hinterlegung, Veröffentlichung, den Druck und den Versand 

sämtlicher Dokumente für die Investmentgesellschaft,  der „wesentlichen Anlegerinformationen“, des 
Prospektes (nebst Anhang), der Jahres- und Halbjahresberichte, der Vermögensaufstellungen, der 
Mitteilungen an die Aktionäre, der Einberufungen, der Vertriebsanzeigen bzw. Anträge auf Bewilligung 
in den Ländern in denen die Aktien der Investmentgesellschaft bzw. eines Teilfonds vertrieben werden 
sollen, die Korrespondenz mit den betroffenen Aufsichtsbehörden. 

h) Die Verwaltungsgebühren, die für die Investmentgesellschaft bzw. einen Teilfonds bei sämtlichen 
betroffenen Behörden zu entrichten sind, insbesondere die Verwaltungsgebühren der Luxemburger 
Aufsichtsbehörde und anderer Aufsichtsbehörden sowie die Gebühren für die Hinterlegung der 
Dokumente der Investmentgesellschaft. 

i) Kosten, im Zusammenhang mit einer etwaigen Börsenzulassung; 
j) Kosten für die Werbung und solche, die unmittelbar im Zusammenhang mit dem Anbieten und dem 

Verkauf von Aktien anfallen; 
k) Versicherungskosten; 
l) Vergütungen, Auslagen und sonstige Kosten ausländischer Zahl- und Vertriebsstellen, sowie anderer im 

Ausland notwendig einzurichtender Stellen, die im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Teilfondsvermögen anfallen; 

m) Zinsen, die im Rahmen von Krediten anfallen, die gemäß Artikel 4 der Satzung aufgenommen werden; 
n) Auslagen eines etwaigen Anlageausschusses; 
o) Auslagen des Verwaltungsrates der Investmentgesellschaft; 
p) Kosten für die Gründung der Investmentgesellschaft bzw. einzelner Teilfonds und die Erstausgabe von 

Aktien; 
q) Weitere Kosten der Verwaltung einschließlich Kosten für Interessenverbände; 
r) Kosten für zur Ermittlung der Aufspaltung des erzielten Anlageergebnisses in seine Erfolgsfaktoren (sog. 

„Performance-Attribution“); 
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s) Kosten für die Bonitätsbeurteilung der Investmentgesellschaft bzw. der Teilfonds durch national und 
international anerkannte Rating Agenturen. 

Sämtliche Kosten werden zunächst den ordentlichen Erträgen und den Kapitalgewinnen und zuletzt dem 
jeweiligen Teilfondsvermögen angerechnet. 
Die Kosten für die Gründung der Investmentgesellschaft und die Erstausgabe von Aktien werden zu Lasten des 
Vermögens der bei Gründung bestehenden Teilfonds über die ersten fünf Geschäftsjahre abgeschrieben werden. 
Die Aufteilung der Gründungskosten sowie der o.g. Kosten, welche nicht ausschließlich im Zusammenhang mit 
einem bestimmten Teilfondsvermögen stehen, erfolgt pro rata auf die jeweiligen Teilfondsvermögen. Kosten, die 
im Zusammenhang mit der Auflegung weiterer Teilfonds entstehen, werden zu Lasten des jeweiligen 
Teilfondsvermögens, dem sie zuzurechnen sind, innerhalb einer Periode von längstens fünf Jahren nach Auflegung 
abgeschrieben. 
Sämtliche vorbezeichnete Kosten, Gebühren und Ausgaben verstehen sich zuzüglich einer gegebenenfalls anfallenden 
Mehrwertsteuer. 
 
Artikel 37 Geschäftsjahr 
Das Geschäftsjahr der Investmentgesellschaft beginnt am 01. Januar und endet am 31. Dezember des darauf folgenden 
Jahres. 
 
Artikel 38 Depotbank 
1. Die Investmentgesellschaft hat eine Bank mit Sitz im Großherzogtum Luxemburg als Depotbank bestellt. Die 

Funktion der Depotbank richtet sich nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010, jedem gültigen Rundschreiben 
und jeder gültigen Vorschrift der Aufsichtsbehörde des Finanzsektors „CSSF“, dem Depotbankvertrag, dieser 
Satzung sowie dem Verkaufsprospekt (nebst Anhang). 

2. Die Investmentgesellschaft ist berechtigt, im eigenen Namen Ansprüche der Aktionäre gegen die Depotbank 
geltend zu machen. Dies schließt die Geltendmachung von Ansprüchen gegen die Depotbank durch die Aktionäre 
nicht aus. 

 
Artikel 39 Satzungsänderung 
Diese Satzung kann jederzeit durch Beschluss der Aktionäre geändert oder ergänzt werden, vorausgesetzt, dass die in 
dem Gesetz vom 10. August 1915 vorgesehenen Vorschriften für Satzungsänderungen eingehalten werden. 
 
Artikel 40 Allgemeines 
Für alle Punkte, die in dieser Satzung nicht geregelt sind, wird auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 10. August 1915 
sowie auf das Gesetz vom 17. Dezember 2010 verwiesen. 
 

 


